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Europas Nachhaltigkeits-
strategie – Abschied in der 
Eurokrise oder ambitionier-
ter Neustart? 

Europas Wirtschaft soll nicht nur wachsen, sie soll auch  

sozial sein und Ressourcen schonen. Dieses Ziel ist sowohl 

im EU-Vertrag als auch in den Wirtschaftsstrategien der  

Europäischen Union fest verankert. Doch im Kampf gegen 

die Krise droht das Streben nach BIP-Wachstum und Wett-

bewerbsfähigkeit die gemeinsame Orientierung am Ziel 

nachhaltigen Wirtschaftens zu verdrängen. Das mag in der 

akuten Krise nicht zu verhindern sein. Langfristig muss die 

EU jedoch Führung zeigen. 

 

 

Fokus 

 

Globale soziale Veränderungsprozesse, 
weltwirtschaftliche Verschiebungen, poli-
tische Umbrüche, Wirtschafts- und  
Finanzkrisen fordern Europa heraus. Ein 
nachhaltiges Europa braucht Ziele und  
eine Strategie, die wirtschaftliche  
Leistungsfähigkeit und politische Stabilität 
ermöglichen, gleichzeitig aber auch die 
Tragfähigkeit der sozialen und ökologi-
schen Systeme garantieren. Ziele und 
Strategie müssen so gestaltet sein, dass 
die Bedürfnisse heutiger und zukünftiger 
Generationen erfüllbar sind. 
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1. Zeit für einen neuen  

Anlauf 

Seit über zehn Jahren hat sich die EU der 
Idee einer behutsamen und langfristig 
ausgelegten Entwicklung verschrieben. 
Dafür schuf sie sich Anfang des Jahr-
tausends eigens eine Nachhaltigkeits-
strategie. Und dafür integrierte sie zehn 
Jahre später wichtige Merkmale einer 
nachhaltigen Entwicklung in ihr wirt-
schaftliches Zehnjahresprogramm Europa 
2020. Beide Programme bergen viel  
Potenzial, sind aber momentan nahezu 
bedeutungslos. Die EU sollte sie so gut 
wie möglich kombinieren, um sie wieder 
relevant zu machen. Denn die momentane 
Krise ändert nichts daran, dass Europa 
seine Leistungsfähigkeit nur durch die 
gleichberechtigte Umsetzung ökologi-
scher, ökonomischer und sozialer Ziele 
entfalten kann.  
 

2. EU Nachhaltigkeits-

strategie und Europa 2020 

– eine Bestandsaufnahme 

Die erste europäische Nachhaltigkeits-
strategie von 2001 war so etwas wie die 
vernünftige Schwester des damaligen 
Wirtschaftsplans. Die EU verordnet sich 
regelmäßig mehrjährige Programme, mit 
deren Hilfe sie ihre wirtschaftspolitischen 
Ziele erreichen will. Bis 2010 galt die  
Lissabon-Strategie, auch Lissabon-Prozess 
genannt. Sie sollte Europa zur wett-
bewerbsfähigsten und innovativsten  
Region weltweit machen. Aus heutiger 
Sicht gilt sie auch wegen dieses großen 
Ziels als zu ambitioniert. Die EU-
Nachhaltigkeitsstrategie wurde parallel 
dazu geschaffen; es gab also eine Strategie 

für Wirtschaftswachstum und eine Strate-
gie für nachhaltige Entwicklung. Die erste 
Nachhaltigkeitsstrategie, das waren Ideen 
für eine bessere Politik in Europa: Ver-
ringerung des Treibhausgasausstoßes und 
der Verkehrsbelastung, Verbesserung der 
öffentlichen Gesundheit, Reduzierung der 
Armut und Erhaltung der Artenvielfalt 
waren die wichtigsten Ziele. Die europäi-
sche Nachhaltigkeitsstrategie sollte  
Modell sein für nationale Pläne, Maßstab 
für politische und wirtschaftliche Pro-
gramme sowie internationales Aushänge-
schild der EU.  
 
2010 bekam die Nachhaltigkeitsstrategie 
Konkurrenz: Ein neuer Zehnjahresplan 
ersetzte den Lissabon-Prozess: die Strate-
gie Europa 2020. Sie hat im Vergleich zur 
Vorgängerin etwas abgespeckt und soll 
gleich für beides sorgen – für Wachstum 
und Nachhaltigkeit, kurz nachhaltiges 
Wachstum. Damit rückte sie nicht nur an 
die Stelle der Lissabon-Strategie, sondern 
drängte auch die Nachhaltigkeitsstrategie 
der EU von 2001 in den Hintergrund. 
Denn zentrale Ziele einer nachhaltigen 
Entwicklung, wie die Verringerung von 
Treibhausgasemissionen, die Nutzung er-
neuerbarer Energiequellen, Erhöhung von  
Innovationsausgaben und Armuts-
bekämpfung sind integraler Bestandteil 
der Strategie Europa 2020.  
 
Hinzu kam, dass die EU-Nachhaltigkeits-
strategie im Zusammenspiel mit der  
Lissabon-Strategie nicht allzu erfolgreich 
war. Die beabsichtigte Beschäftigungs-
quote von 70 Prozent wurde verfehlt. Und 
obwohl mehr Menschen Arbeit hatten, 
wurde Armut dadurch kaum verringert. 
Für Forschung und Entwicklung wurde 
auch nach zehn Jahren nicht wie geplant 
mehr ausgegeben. Der Produktivitäts-
rückstand gegenüber den USA war eben-
falls nicht wesentlich geschrumpft. Es 
sprach also vieles für eine Wirtschaftsstra-
tegie, die Nachhaltigkeit stets mitdenkt, 
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wenn sie Wachs-
tum treiben soll.  
 
Die Macher von 
Europa 2020 ver-
suchten, die Fehler 
von Lissabon zu 
vermeiden und die 
Strategie nicht zu 
überfrachten. Kla-
re Ziele für Be-
schäftigung, Inno-
vation, Bildung, 
soziale Integration 
sowie Klima und 
Energie sollten helfen, die größten Miss-
stände in der EU zu bekämpfen. Europa 
2020 wurde schlanker als ihre Vorgänge-
rin und basierte auf einer nüchterneren 
Einschätzung, was Europas Stellung im 
globalen Wettbewerb angeht. Europa 2020 
räumte ein, dass die außereuropäischen 
Industrie- und Schwellenländer dynami-
scher seien und die EU einen großen Teil 
ihres Wachstums aus dem Handel mit 
ihnen bestreiten müsse (Fehmel 2013: 22, 
32f.).  
 
Aus sozialer Sicht zeichnet sich Europa 
2020 zudem dadurch aus, dass die sozia-
len Zielvorgaben einen hohen Stellenwert 
haben und Armutsbekämpfung ebenbür-
tiger Teil des Prozesses ist. Die Lissabon-
Strategie hatte noch eine Trennung voll-
zogen zwischen Wirtschaft, Finanzen,  
Beschäftigung und sozialer Frage. Sie  
hatte auch darauf verzichtet, die sozialen 
Ziele genau zu benennen und gab den 
Mitgliedern die Möglichkeit an die Hand, 
dort zusammenzuarbeiten, wo es ihnen 
passte (Daly 2012: 275). Europa 2020 soll-
te ermöglichen, was Verfechter einer 
nachhaltigen Entwicklung lange verlangt 
hatten: Dass soziale und ökologische  
Fragen ein selbstverständlicher Teil wirt-
schaftlichen Denkens werden.  
 
 

 

3. Nachhaltigkeit bleibt 

auf der Strecke 

Ein gutes Vorhaben, doch wenn es hart 
auf hart kommt, ist es damit nicht weit her 
– wie die aktuelle Krise zeigt. Von den 
Zielen eines nachhaltigen und inklusiven 
Wachstums ist heute nicht mehr viel übrig 
in der Brüsseler Tagespolitik. EU-
Institutionen und Mitgliedstaaten orientie-
ren sich so gut wie ausschließlich am Ziel 
des steigenden Bruttoinlandsprodukts, an 
der Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit 
und der Reform der Staatshaushalte. Das 
liegt vor allem an den Stabilitäts- und  
Reformprogrammen der EU, zu denen 
auch das Instrument gehört, das eigentlich 
die Einhaltung der Europa-2020-Ziele  
gewährleisten soll: das Europäische  
Semester (siehe Kasten). Dieser jährliche 
Zyklus für die Überprüfung der Wirt-
schaftspolitik der 28 EU-Mitgliedstaaten 
soll auch den Fortschritt bei den fünf 
Kernzielen von Europa 2020 messen.  
Seiner Prüflogik nach geht es aber vor  
allem darum, die Stabilitätsprogramme 
der EU zu stärken und die Staatsfinanzen 
zu kontrollieren. Von den Empfehlungen, 
die die EU-Kommission im Rahmen des 
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Das Europäische Semester 
 
Das Europäische Semester für die Koordinierung der 
Wirtschaftspolitik wurde 2011 als Teil der Strategie Europa 
2020 eingeführt. Es besteht aus einer jährlich 
wiederkehrenden Abfolge:  
• EU-Kommission stellt zu Jahresbeginn ihren  
   Wachstumsbericht vor. 
• Europäischer Rat fällt im März wirtschaftliche  
   Richtungsentscheidungen. 
• Mitgliedstaaten legen ihre Reformpläne vor, erhalten  
   Empfehlungen der Kommission und berücksichtigen  
   diese bei ihren Haushaltsentwürfen. 
• Der Wachstumsbericht des kommenden Jahres prüft die  
   Umsetzung. 
 
Es soll u.a. geprüft werden, ob die fünf Kernziele von Europa 
2020 für nachhaltiges und integratives Wachstum verfolgt 
werden. In erster Linie handelt es sich aber um ein Instrument, 
das Haushaltsdisziplin und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
kontrolliert.  

Europäischen Semesters abgibt, sind nur 
die fiskalpolitischen sanktionierbar.  
Ohnehin heißt die ebenbürtige Nennung 
von Nachhaltigkeit und sozialer  

Integration in der Europa-2020-Strategie 
nicht, dass sie auch faktisch gleichgestellt 
sind. Beim Blick auf die Finanzierungs-
instrumente der EU etwa fällt auf, dass 
sozialpolitische Maßgaben außer bei den 
Strukturfonds für die schwächeren Regio-
nen in Europa kaum eine Rolle spielen 
(vgl. Daly 2012). Zudem ist Europa 2020 
nicht das bestimmende Abkommen für 
Entwicklungen in der EU, sondern kann 
von fiskalpolitischen Vereinbarungen 
überlagert werden. Und diese bergen für 
die Nachhaltigkeitsziele einige Gefahr: 
Wird etwa die Senkung von Lohnkosten 
verlangt, kann das den Kampf gegen  
Armut erschweren. Arbeit allein, warnt 
die OECD, befreit Menschen nicht unbe-
dingt aus Armut. Verordnete Sparsamkeit 
kann dem erklärten Ziel zuwiderlaufen, 
Europa ohne Preiskampf als Ort von Inno-
vationen wettbewerbsfähiger zu machen. 

Denn das verlangt oft öffentliche Ausga-
ben. Zudem hat der Internationale Wäh-
rungsfonds (IWF) eingeräumt, dass nega-
tive Folgen der Konsolidierung in Krisen-

staaten wie steigen-
de Arbeitslosigkeit 
und sinkende Nach-
frage erheblich un-
terschätzt worden 
seien (vgl. Thillaye 
2013: 14f.).  
 
Alles in allem sind 
die Erfolgsaus-
sichten der Nach-
haltigkeitsziele von 
Europa 2020 
schlecht. Höchstens 
die Bildungsziele, so 
die Erwartung von 
Experten, haben ei-
ne Chance. Es ist 
aber kaum abzuse-
hen, dass die EU 
etwa ihre Ausgaben 
für Forschung und 
Entwicklung auf 

drei Prozent erhöht. Die Kommission warb 
bereits um stärkere Beteiligung der  
Industrie, nachdem die Mitgliedstaaten 
die Höhe für Forschungsausgaben im EU-
Haushaltsrahmen sogar gekürzt hatten. 
Auch das Beschäftigungsziel scheint 
kaum erreichbar. Bei der Energieeffizienz 
sieht der Einsatz der Staaten mau aus (vgl. 
Gros/Roth 2012). 
 

4. Fehlender Einfluss 

Wie also soll es weitergehen? Der EU-
Kommission zufolge funktioniert Europa 
2020 trotz allem gut. Ihrer Ansicht nach 
ist das Europäische Semester Kontrol-
linstanz und Garant genug dafür, dass Eu-
ropa sich nachhaltig entwickelt (vgl. Rat 
der Europäischen Union 2012). Mit seinen 
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integrierten Nachhaltigkeitszielen hat  
Europa 2020 diesem Verständnis nach  
eine eigene Strategie dafür obsolet ge-
macht. Auch die eigentlich fällige Über-
prüfung der alten EU-Nachhaltig-
keitsstrategie sei somit überflüssig.  
 
Nicht alle teilen diese Lesart. Eine Reihe 
von Mitgliedstaaten setzt sich auf Initiati-
ve Deutschlands und Österreichs dafür 
ein, die Nachhaltigkeitsstrategie von 2001 
einer Revision zu unterziehen und wie-
derzubeleben. Die Strategie war bereits 
2005 und 2009 von der EU-Kommission 
überarbeitet worden. Der Europäische Rat 
bestätigte danach, dass die Nachhaltig-
keitsstrategie übergreifender Rahmen für 
die Politik und die Strategien der EU  
bleiben solle. Die Mitgliedstaaten wollten 
die Strategie womöglich stärker mit der 
Europa-2020-Strategie verknüpfen, erset-
zen wollten sie sie allerdings nicht. Alle 
zwei Jahre soll die Nachhaltigkeitsstrate-
gie durch die Kommission überprüft wer-
den. Entsprechend forderte der EU-
Umweltministerrat die EU-Kommission im 
Oktober 2012 auf, dies bis spätestens 
2014 zu tun. Das passte den Ministern 
gut, weil im Sommer zuvor die Nachhal-
tigkeitskonferenz der Vereinten Nationen 
(kurz Rio+20 genannt) stattgefunden  
hatte, die das politische Engagement für 
nachhaltige Entwicklung auffrischen soll-
te. Die Kommission aber erwiderte in  
einer Protokollerklärung, dass sie von  
einer Revision nicht viel halte (vgl. Rat der 
Europäischen Union 2012).  
 
Kurzum, die Nachhaltigkeitsprogramme 
der EU sind im Moment Papiertiger, die 
keinen nennenswerten Einfluss auf die 
aktuellen politischen Richtungsentschei-
dungen haben. Mit einer Revision der  
alten Nachhaltigkeitsstrategie durch die 
bestehende Kommission, deren Amtszeit 
schon im kommenden Jahr endet, ist nach 
einvernehmlicher Einschätzung in Brüssel 
nicht mehr zu rechnen. Die fünf Kernziele 

der EU aus der Europa-2020-Strategie lau-
fen weitgehend ins Leere und auch deren 
Überarbeitung, ursprünglich ebenfalls für 
2014 angesetzt, ist mittlerweile fraglich.  
 

5. Erst pragmatisch, dann 

ambitioniert 

Es hat gegenwärtig wenig Sinn, auf die 
Revision der Nachhaltigkeitsstrategie von 
2001 und von Europa 2020 zu pochen. 
Erstens wird sich das unter der bestehen-
den Kommission schon aus Zeitgründen 
erübrigen. Zweitens bringt die Formulie-
rung großer Ziele nichts, wenn sie in der 
aktuellen politischen Situation keine  
Resonanz finden und höchstens das Ge-
wissen der Akteure erleichtern. 
Das heißt nicht, dass die EU ihre Nachhal-
tigkeitsziele ad acta legen kann. Sie sollte 
jedoch genau überlegen, wie diese neue 
Dynamik erhalten und am besten in den 
politischen Prozess integriert werden 
könnte. Dazu bietet sich folgende Vorge-
hensweise an: 
 
Europa 2020 und die EU-Nachhaltig-
keitsstrategie werden nicht mehr geson-
dert überarbeitet, sondern von der kom-
menden EU-Kommission als Paket zur 
Priorität erklärt und verhandelt. Das er-
möglicht es, die Ziele der verschiedenen 
Strategien den Umständen und einander 
anzupassen. Europa kommt so zudem 
rechtzeitig in Gang, um seinen Beitrag zur 
Gestaltung der Post-2015-Agenda, dem 
weltweit gültigen Regelwerk für die Zeit 
nach 2015, zu leisten. Dann nämlich läuft 
die Frist für die so genannten Millennium-
Entwicklungsziele der Vereinten Nationen 
ab und die Welt braucht einen neuen 
Entwicklungsplan.  
 
Wichtig ist, dass sich die verschiedenen 
Ziele synchronisieren lassen. Die Agenda 
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von Europa 2020 sollte die derzeitigen 
krisenbedingten BIP-Wachstumsziele be-
rücksichtigen. Gegebenenfalls können die 
wichtigsten fünf Ziele dafür sogar abge-
mildert werden. Auch wenn dadurch auf 
dem Papier ein Rückschritt droht, besteht 
zumindest die Chance, die Europa-2020-
Ziele relevant zu halten. Die Zielmarke 
2020 bleibt bestehen.  
 
Die Ziele für die Zeit nach 2020 fallen 
deutlich ambitionierter aus, korrespondie-
ren aber trotzdem mit den bis 2020 gel-
tenden Zielmarken. Dafür eignet sich eine 
revidierte EU-Nachhaltigkeitsstrategie. 
Während deren Ziele neu formuliert wer-
den, kann die EU sich gleichzeitig darum 
bemühen, dass diese Teil der Post-2015-
Agenda der Vereinten Nationen werden. 
Auch die Laufzeit der EU-Nachhaltig-
keitsstrategie sollte mit der Laufzeit der 
UNO-Agenda für die Zeit nach 2015 
gleichgesetzt werden. Das heißt, wenn die 
Vereinten Nationen eines Tages beginnen, 
Bilanz zu ziehen, wäre es auch an der Zeit 
für eine erneute Revision der EU-
Nachhaltigkeitsstrategie.  
 

 

Fazit 

Die europäischen Initiativen für mehr 
wirtschaftliche, ökologische und soziale 
Nachhaltigkeit haben wichtige Ziele ge-
setzt. Und sie haben den Versuch unter-
nommen, Nachhaltigkeit ins wirtschaft-
liche Denken der EU zu integrieren. In der 
aktuellen Krise stößt dieses Vorhaben an 
seine Grenzen. Das Streben nach BIP-
Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit 
überlagert alles. Dem lässt sich am besten 
mit Pragmatismus begegnen. Unter der 
amtierenden EU-Kommission wird  
realistischerweise nicht mehr viel passie-
ren.  

Die kommende Kommission aber sollte 
Nachhaltigkeit wieder zur Priorität erklä-
ren, um auch die Post-Millenniumsziele 
der Vereinten Nationen mitgestalten zu 
können. Dabei geht es nicht um die Frage, 
ob die alte EU-Nachhaltigkeitsstrategie 
oder die neuere Europa-2020-Strategie 
den besseren Rahmen bilden.  
 
Die EU muss beide als Paket einer Revi-
sion unterziehen, sie aufeinander abstim-
men und an die gegenwärtige Lage anpas-
sen. Um während der Phase der  
BIP-orientierten Krisenbewältigung nicht 
den Anschluss zu verpassen, können die 
Ziele von Europa-2020 womöglich etwas 
moderater ausfallen. Daran sollte die revi-
dierte EU-Nachhaltigkeitsstrategie nahtlos 
anknüpfen. Ihre Ziele wären deutlich am-
bitionierter. Mit ihnen könnte die EU sich 
in die Gestaltung der Entwicklungsziele 
der Vereinten Nationen für die Zeit nach 
2015 einbringen.  
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Policy Brief 2013/04: Wem nutzt ein transatlanti-

sches Freihandelsabkommen? 

Rein ökonomisch betrachtet profitieren die USA und die 

gesamte EU von einem Abbau der Zölle und der nichtta-

rifären Handelshemmnisse zwischen beiden Regionen. 

Das reale Bruttoinlandsprodukt je Einwohner würde in 

den USA und in allen 27 EU-Mitgliedstaaten steigen. 

Den Wohlfahrtsgewinnen dieser Volkwirtschaften ste-

hen allerdings reale Einkommens- und Beschäftigungs-

verluste im Rest der Welt gegenüber. Per Saldo über-

wiegen jedoch die wohlfahrtsschaffenden Effekte. 

 

Policy Brief 2013/05: Bundesländer, Branchen und 

Bildungsgruppen – Effekte einer THIP auf Deutsch-

land 

Von einer Transatlantischen Handels- und Investitions-

partnerschaft (THIP) würden alle großen Branchen und 

Bundesländer profitieren. Die größten Produktions-und 

Beschäftigungseffekte ergäben sich in der Elektroindust-

rie sowie in der Metallverarbeitung. Hiervon profitierten 

vor allem Baden-Württemberg, Bayern und Nordrhein-

Westfalen. Darüber hinaus zeigt sich, dass für alle Quali-

fikationsgruppen neue Arbeitsplätze entstünden – auch 

für niedrig qualifizierte Arbeitnehmer. 
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Demnächst erscheint: 

 
• Wer profitiert am stärksten von der 
Globalisierung? 


